KREIS COESFELD

Coesfeld, 23.11.2018

Niederschrift

uber die 6. Sitzung des Kreisausschusses am Mittwoch, dem 08.12.2010 im grofRen
Sitzungssaal des Kreishauses |, Friedrich-Ebert-StralRe 7, 48653 Coesfeld

Beginn: 16:30 Uhr
Ende: 17:10 Uhr
Anwesenbheit:

Vorsitzender

Landrat Konrad Puning

CDU-Kreistagsfraktion

Danielczyk, Ralf Vertretung fiir Herrn Franz-Josef
Schulze Zumkley

Haselkamp, Anneliese Vertretung fiir Herrn Werner
Schulze Esking

Holz, Anton Vertretung fiir Frau Anna Maria Wilims
Kleerbaum, Klaus-Viktor

Kummann, Norbert Vertretung fiir Herrn Hans-Peter
Egger

Suntrup, Gottfried

Terwort, Heinrich

Vol3, Bruno Prof. Dr.

SPD-Kreistagsfraktion

Bednarz, Waltraud

Lonz, Lambert

Rampe, Carsten Vertretung fiir Herrn André Stinka
Schéapers, Margarete (ab TOP 3)

BUNDNIS 90/DIE GRUNEN Kreistagsfrakti-
on

Pieper, Anneliese
Vogelpohl, Norbert

FDP-Kreistagsfraktion

Grol3e Verspohl, Michael Vertretung fiir Herrn
Gerhard Stauff

UWG-Kreistagsfraktion

Hesse, Uwe

Verwaltung

Gilbeau, Joachim L.

Schutt, Detlef

Scheipers, Ansgar Dr.

Brockkotter, Ulrike

Kramer, Julia

Eyinck, Norbert

Vocking, Ulrich

Heuermann, Wolfgang (Schriftfiihrer)
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KREIS COESFELD Coesfeld, 23.11.2018

Landrat Puning eréffnet die Sitzung mit GruBworten an die Mitglieder des Kreisausschusses,
die Vertreter der Verwaltung, die Presse und die Zuhdrer.

Gem. § 5 der GeschO stellt Landrat Plining sodann fest, dass der Kreisausschuss

a) gem. § 1 (1) GeschO ordnungsgemaf geladen und

b) gem. § 52 Absatz 2 KrO beschlussfahig ist.
Landrat Plning fihrt weiter aus, dass mit Schreiben vom 22.11.2010 zur Kreisausschusssit-
zung eingeladen wurde. Im Nachgang zu dieser Einladung wurde die Tagesordnung mit
Schreiben vom 02.12.2010 erganzt um die Tagesordnungspunkte

Sachstandsbericht immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren,
SV 8-0289/1-, TOP 3 6.T.

und

Umstrukturierung der WVG-Gruppe, SV 8-0318, TOP 2 n. 6.T.
Gleichzeitig wurden die Sitzungsvorlagen SV-8-0289/1 und SV-8-0312 ubersandt. Die Sit-
zungsvorlage 8-0318 liegt zusammen mit einer Ubersicht Uber die Beschlussempfehlungen

der Ausschiisse auf den Tischen aus.

Es wird sodann nach folgender Tagesordnung beraten und beschlossen:

Tagesordnung:

Offentlicher Teil

1 Abfallwirtschaft, Referentenentwurf zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, Resolution
Vorlage: SV-8-0277

2 Erhebung von Gebuhren fir die Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen
Vorlage: SV-8-0284

3 Sachstandsbericht immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren
Vorlage: SV-8-0289/1

4 Bedarfsplan flr den Rettungsdienst: Verabschiedung der Finften Fortschreibung 2010
Vorlage: SV-8-0287

5 Satzung des Kreises Coesfeld Uber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebuhren
Vorlage: SV-8-0288

6 Erhebung von Gebuhren fir Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veterinar- und Le-
bensmittelUberwachung sowie der Fleischhygiene im Haushaltsjahr 2011
Vorlage: SV-8-0300

7 Eingliederungshilfe fir wesentlich behinderte oder von Behinderung bedrohte
Kinder bis zum Eintritt der Schulpflicht
hier: Fruhférderung als solitare (FF) bzw. als interdisziplinare (IFF) Leistung
Vorlage: SV-8-0314
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10

11

12

13

Baubeschluss zur Abwicklung der Bauarbeiten fir den Neubau der Kreisstralle 9 n in
Olfen
Vorlage: SV-8-0296

Linienbuindelungskonzept fiir den OPNV im Kreis Coesfeld
Vorlage: SV-8-0299

Gesamtabschlussrichtlinie Kreis Coesfeld
Vorlage: SV-8-0283

Prifung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2009
Vorlage: SV-8-0312

Mitteilungen des Landrats

Anfragen der Ausschussmitglieder

Nichtoffentlicher Teil

1

Erneuerung der Kommunikationstechnik fiir die Feuerwehr- und Rettungsleitstelle des
Kreises Coesfeld
Vorlage: SV-8-0311

Umstrukturierung der WVG-Gruppe
Vorlage: SV-8-0318

Mitteilungen des Landrats
Anfragen der Ausschussmitglieder

Presseveroffentlichungen

Anfragen und Mitteilungen im &ffentlichen Teil (TOP 12 und 13 6.T.) sowie Mitteilungen und
Presseveroffentlichungen im nicht 6ffentlichen Teil (TOP 3 und 5 n.6.T.) erfolgten nicht.
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Niederschrift
Uber die 6. Sitzung des
Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 1 offentlicher Teil
SV-8-0277

KREIS COESFELD

Abfallwirtschaft, Referentenentwurf zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, Resolution

Beschluss:

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:
Die als Anlage beigefiigte Resolution wird beschlossen.

Der Landrat wird beauftragt, die Resolution an die Bundes- und Landtagsabgeordneten aus
dem Kreis Coesfeld sowie an die zustandigen Ministerien weiterzuleiten.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
Anmerkung:

Die Resolution wurde zusammen mit der Sitzungsvorlage allen Kreistagsabgeordneten tber-
sandt. Sie wird daher nur noch dem Original dieser Niederschrift beigefugt.
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des
Kreisausschusses

am 08.12.2010
TOP 2 offentlicher Teil
SV-8-0284

Erhebung von Gebiihren fir die Benutzung von Abfallentsorgungsanlagen

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Die Geblhrensatzung des Kreises Coesfeld iber die Erhebung von Geblihren fir die Benut-
zung von Abfallentsorgungsanlagen in der Fassung der Sechsten Satzung zur Anderung der
Satzung des Kreises Coesfeld Uber die Erhebung von Gebuhren fir die Benutzung von Ab-
fallentsorgungsanlagen vom 16.12.2009 bleibt unverandert bestehen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 3 offentlicher Teil

SV-8-0289/1

Sachstandsbericht immissionsschutzrechtlicher Genehmigungsverfahren

Einleitend weist Ktabg. Rampe darauf hin, dass man sich im Fachausschuss einig war, dass
durch eine entsprechende Protokollnotiz die Blrgerinitiativen im weiteren Verfahren bertck-
sichtigt werden.

Fur Ktabg. Vogelpohl ist sowohl die Zielstellung des Ansinnens, was mit einer Kooperations-
vereinbarung erreicht werden soll, als auch die rechtliche Verbindlichkeit einer freiwilligen
Vereinbarung unklar.

Hierzu teilt Landrat Puning mit, dass die Verwaltung nur nach geltendem Recht handeln kann.
Eine solche Vereinbarung stelle lediglich eine grundsatzlich zu begrifRende Selbstbindung
dar.

Ktabg. Holz erinnert an die Diskussionsbeitrage in der Sitzung des Ausschusses fur Umwelt,
offentliche Sicherheit und Ordnung und daran, dass mit der Kooperationsvereinbarung zur
Wasserrahmenrichtlinie und zur Landschaftsplanung seinerzeit viel erreicht wurde. Es solle
die Gelegenheit dazu genutzt werden, eine Kooperationsvereinbarung zwischen der Kreis-
verwaltung, den Birgermeistern und der Landwirtschaftskammer zu erarbeiten, wie man sich
bei geplanten Stallbauten und bei der Landschaftsplanung verhalte.

Das Thema werde auch innerhalb der Landwirtschaft durchaus kontrovers diskutiert.

Es missten manche landwirtschaftliche Betriebe wegen eines Betriebslibergangs auf die
nachste Generation wachsen, um zukinftig zwei oder mehr Generationen erndhren zu kon-
nen. Ein weiterer Aspekt sei die Wirtschaftskraft der Landwirtschaft.

Eine Kooperationsvereinbarung stelle eine Art freiwillige Selbstbindung dar, in der der Vor-
rang der Errichtung von Stallgebduden am Hof im Gegensatz zur Errichtung in freier Land-
schaft enthalten sein wird. Sofern ein ,Hardliner* sein gesetzliches Baurecht durchsetzen wol-
le, kbnne dieses nicht unter Berufung auf diese Kooperationsvereinbarung verhindert werden.
Dieser miusse sich jedoch dariber im klaren sein, dass er dann eine Aufienseiterrolle ein-
nehme.

Vor rund 20 Jahren habe man im Bereich der Wasserwirtschaft im Einzugsbereich des Hal-
terner Stausees eine freiwillige Selbstverpflichtung vereinbart. Auf Grund dieser guten Erfah-
rung beflrworte er den eingeschlagenen Weg. Ein Positionspapier misse zunachst erarbeitet
und anschlieliend im Kreistag beraten werden. Hiernach kénne es in die offentliche Diskussi-
on eingebracht werden.

Ktabg. Vogelpohl sieht in der Reihenfolge der Verfahrensschritte, erst ein Papier zu fertigen
und dann in den Prozess zu geben, einen Widerspruch zu der angestrebten Beteiligung der
Burger bzw. der Burgerinitiativen.

Ktabg. Rampe verweist auf die Beratung im Fachausschuss, bei der im weiteren Verlauf des
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Prozesses die Burgerinitiativen einbezogen werden sollen.
Er nimmt Bezug auf die Aullerungen der Ktabg. Ahrendt-Prinz im Fachausschuss zu Ethik
und Essverhalten. Dieses kénne durch eine Kooperationsvereinbarung nicht gelenkt werden.

Ktabg. Vogelpohl kindigt die Ablehnung an. Man bleibe auf der Stelle stehen und ein Fort-
schritt werde hierdurch nicht erreicht.

Ktabg. GrofRe Verspohl erklart, dass das Anliegen in seiner Fraktion nicht endgultig diskutiert
wurde. Er begrilRe den Ansatz.

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Der Umweltausschuss empfiehlt dem Kreistag, die Verwaltung aufzufordern, im Rahmen der
.Kooperation Landwirtschaft und Kreisverwaltung“ vom 20.07.1999 in Zusammenarbeit mit
den Birgermeistern und der Landwirtschaft analog der bestehenden Kooperationsvereinba-
rung zur Wasserrahmenrichtlinie und zur Landschaftsplanung ein Positionspapier zum Bau
von Stallanlagen im Kreis Coesfeld mit dem Ziel zu erarbeiten, die Konflikte zwischen wach-
sender Zahl der Mastbetriebe auf der einen und der stadtebaulichen Entwicklung der Kom-
munen auf der anderen Seite abzumildern.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: 14 JA-Stimmen
3 Enthaltungen
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Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 4 offentlicher Teil

SV-8-0287

Bedarfsplan fiir den Rettungsdienst: Verabschiedung der Fiinften Fortschreibung 2010

Einleitend fuhrt Landrat Plning aus, dass Gegenstand der Bedarfsplandnderung u.a. die ver-
besserte Versorgung der Stadt Olfen mit einem zweiten Rettungswagen (RTW) ist. Diese
sollte durch eine Integration dieser zusatzlichen Leistung in den mit dem DRK-Kreisverband
bestehenden Vertrag mittels Anderung des Rettungsdienstbedarfsplans geschehen, denn das
aktuelle Vertragsverhaltnis mit dem DRK-Kreisverband sehe eine automatische Umsetzung
des Rettungsdienstbedarfsplanes vor. Hiergegen sei eine Beschwerde bei der Vergabekam-
mer der Bezirksregierung Munster eingelegt worden. Die Vergabekammer habe die vorgese-
hene Ldsung nicht fiir rechtens erachtet. Die hierzu gegebene Begrindung liege vor und wer-
de geprift.

Durch eine Vergabe dieser Leistung flr einen Zeitraum von drei Monaten werde die Versor-
gung der Bevolkerung sichergestellt. Ziel sei nach wie vor die Integration dieser Leistung in
den bestehenden Vertrag. Dieser bestehende Vertrag unterliege ebenfalls einer Prifung. Die
neue Landesregierung habe die Trager des Rettungsdienstes aufgefordert, die Rettungs-
dienstleistungen in einem Wettbewerbsverfahren zu vergeben. Der derzeit bestehende Ver-
trag genlige diesen Anforderungen nicht. Daher bestehe die Aufforderung zur Kiindigung des
aktuellen Vertrages zum frihestmdglichen Zeitpunkt. Dies misse dann zum Jahresende ge-
schehen.

Der Kreistag musse dann zu Beginn des nachsten Jahres eine Organisationsentscheidung
treffen, denn denkbar sei, die Aufgabe selbst in Eigenregie zu erledigen oder auf Grund eines
Vergabeverfahrens einen Dritten damit zu betrauen. Weitere Formen sind gleichermalien
denkbar. Zur Vorbereitung dieser Entscheidung werde auch der fachliche Rat Dritter eingeholt
und einbezogen.

Dieses gesamte Verfahren erfolge in voller Ubereinstimmung mit dem Prasidium des DRK.

Beschluss:

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

1. Der Bedarfsplan fur den Rettungsdienst des Kreises Coesfeld — Flinfte Fortschreibung
— wird, wie dem Kreistag im Entwurf am 30.06.2010 vorgelegt (vgl. SV 8-0184), un-

verandert beschlossen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, umgehend mit der Umsetzung des Bedarfsplans zu
beginnen.
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Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des
Kreisausschusses
am 08.12.2010
TOP 5 offentlicher Teil

SV-8-0288

Satzung des Kreises Coesfeld liber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebiihren

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Die im Entwurf beigefligte Satzung Uber die Benutzung des Rettungsdienstes und die Erhe-
bung von Gebuhren (Anlage 2) wird beschlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
Anmerkung:

Der Entwurf der Satzung wurde allen Kreistagsabgeordneten zusammen mit der Sitzungsvor-
lage Ubersandt. Er wird daher nur noch dem Original dieser Niederschrift beigefugt.
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Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 6 offentlicher Teil

SV-8-0300

Erhebung von Gebuhren fur Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veterinar- und Le-
bensmitteliiberwachung sowie der Fleischhygiene im Haushaltsjahr 2011

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Die in der ,Satzung des Kreises Coesfeld uUber die Erhebung von Gebuhren fur Amtshandlun-
gen auf dem Gebiet der Veterinar- und Lebensmitteliberwachung sowie der Fleischhygiene
vom 20.12.2006 in der Fassung der zweiten Satzung zur Anderung der Satzung des Kreises
Coesfeld uber die Erhebung von Gebihren fir Amtshandlungen auf dem Gebiet der Veteri-
nar- und Lebensmitteliberwachung sowie der Fleischhygiene vom 29.09.2010“ aufgefihrten
Gebuhrensatze bleiben unverandert.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig

Seite 11 von 17



Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 7 offentlicher Teil

SV-8-0314

Eingliederungshilfe fur wesentlich behinderte oder von Behinderung bedrohte
Kinder bis zum Eintritt der Schulpflicht
hier: Friihforderung als solitdre (FF) bzw. als interdisziplinare (IFF) Leistung

Einleitend weist Landrat Puning darauf hin, dass diese Sitzungsvorlage vom Ausschuss fur
Arbeit, Soziales, Senioren und Gesundheit vorberaten, jedoch ohne eine Beschlussempfeh-
lung an den Kreisausschuss weitergegeben wurde. Die vorgeschlagene Ubergangsregelung
sei bis zum 31.03.2011 befristet.

Ktabg. Kleerbaum erklart, dass es vor der Kreisausschusssitzung ein Vorgesprach gegeben
hat. Die Materie sei sehr kompliziert und man wolle sich hiermit intensiver beschéaftigen. Dies
solle im Rahmen der Haushaltsplanberatungen geschehen. Hierzu solle die Verwaltung die
Daten anderer Kreise mitteilen.

Man werde daher der vorgeschlagenen Ubergangsregelung so zustimmen und die Thematik
aufarbeiten, um maoglicherweise spater zu einer anderen Konzeption zu kommen.

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Die Verwaltung wird beauftragt, die solitare und interdisziplinare Frihforderung im Kreis Co-
esfeld ab dem 01.01.2011 durch den Abschluss von Ubergangsvertragen mit den Frahférder-
stellen Haus Hall und Kinderheilstatte Nordkirchen langstens bis zum 31.03.2011 sicherzu-
stellen.

Ubergangsvertrag fiir die solitére Friihférderung (FF)

Die bis zum 31.12.2010 vereinbarten Rahmenbedingungen werden Gegenstand des Uber-
gangsvertrages. Zusatzlich wird ein erster Schritt zu einer Budgetierung fur 2011 auf 95 %
des erwarteten Rechnungsergebnisses 2010 vereinbart. Die Anbieter der solitdren Frihforde-
rung erklaren sich zu weiteren Steuerungsmaflinahmen bei Verlangerung des Vertrages tber
den 31.03.2011 hinaus bereit.

Ubergangsvertrag fiir die interdisziplinare Friihférderung (IFF)

Die Kostentrager (Krankenkassen und Kreis Coesfeld) vereinbaren mit den Friuhférderstellen
die Fortsetzung der IFF mit folgenden Anderungen gegeniiber dem am 31.12.2010 ablaufen-
den Vertrag:

Die Kosten fir eine Fordereinheit werden auf 91 Euro festgesetzt (vorher 97 Euro). Diese
Kosten werden vom Kreis zu 67 % getragen, die Kassen Ubernehmen einen Anteil von 33 %
(vorheriges Verhaltnis 69 % : 31 %). Die Reduzierung der Kosten fir eine Fordereinheit soll
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durch Absenkung von Standards erreicht werden.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 8 offentlicher Teil

SV-8-0296

Baubeschluss zur Abwicklung der Bauarbeiten fiir den Neubau der Kreisstrae 9 n in
Olfen

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, die notwendigen MalRnahmen zur Realisierung der ca. 1,8 km
langen VerbindungsstralRe zwischen der Bundesstrale 235 und der Kreisstralte 9 in Olfen
(Sudwestumgehung Olfen) durchzufihren.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: 14 JA-Stimmen
3 NEIN-Stimmen
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des
Kreisausschusses

am 08.12.2010
TOP 9 offentlicher Teil
SV-8-0299

Linienbiindelungskonzept fiir den OPNV im Kreis Coesfeld

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

1. Die angepasste Linienbundelung mit der entsprechenden Wettbewerbstreppe wird als Teil
des Nahverkehrsplanes Kreis Coesfeld beschlossen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit der Genehmigungsbehdrde die not-
wendigen Verfahren einzuleiten.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
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Niederschrift

KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des
Kreisausschusses
am 08.12.2010
TOP 10 offentlicher Teil

SV-8-0283

Gesamtabschlussrichtlinie Kreis Coesfeld

Beschluss:
Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

Die als Anlage beigefligte Richtlinie fir die Erstellung des Gesamtabschlusses des Kreises
Coesfeld (Gesamtabschlussrichtlinie) wird beschlossen.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig
Anmerkung:

Die Richtlinie wurde allen Kreistagsabgeordneten zusammen mit der Sitzungsvorlage Uber-
sandt. Sie wird daher nur noch dem Original dieser Niederschrift beigeflgt.
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Niederschrift
KREIS COESFELD Uber die 6. Sitzung des

Kreisausschusses

am 08.12.2010

TOP 11 offentlicher Teil

SV-8-0312

Priifung des Entwurfs des Jahresabschlusses 2009

Ktabg. Rampe erkundigt sich im Hinblick auf die im Rechnungsprifungsausschuss aufge-
kommene Frage nach einem Muster eines Ubereinkommens bzgl. einer Spitzabrechnung der
Jugendamtsumlage.

Landrat Piining ist kein neuer Sachstand hierzu bekannt. Im Ubrigen sei er beziiglich einer
solchen landesweiten Regelung skeptisch. Im Rahmen der Haushaltsplanberatungen musse
wohl eine spezifische Losung gefunden werden. Es bestehe bei allen Beteiligten, auch bei
den Bulrgermeistern der Stadte und Gemeinden, die klare Meinung, dass die Lasten verursa-
chungsgerecht verteilt und getragen werden mussen.

Beschluss:

Der Kreisausschuss empfiehlt dem Kreistag folgenden Beschlussvorschlag:

1. Der Kreistag nimmt den ,Bericht Uber die Prufung des Entwurfs des Jahresabschlusses
und Lageberichtes 2009 vom 12.11.2010 zur Kenntnis.

2. Der Kreistag stellt den vom Rechnungsprifungsausschuss testierten Jahresabschluss
des Kreises Coesfeld fur das Haushaltsjahr 2009 in der Fassung vom 12.11.2010 mit ei-
ner Bilanzsumme von 310.467.799,62 Euro und einem Jahresfehlbetrag von
490.445,28 Euro fest.

3. Der Kreistag erteilt dem Landrat fur den Jahresabschluss 2009 gem. § 53 Abs. 1 KrO
NRW i.V.m. § 96 GO NRW die Entlastung.

4. Der Kreistag beschliefdt, dass der Jahresfehlbetrag 2009 in Héhe von 490.445,28 Euro
durch Inanspruchnahme der Ausgleichsrucklage ausgeglichen wird.

Form der Abstimmung: offen per Handzeichen
Abstimmungsergebnis: einstimmig

Pdning Heuermann
Landrat Schriftfhrer

Seite 17 von 17



	Anwesenheit
	BM_Text2
	begruessung
	Text
	Tagesordnung
	Beschlußvorschlag
	Zu

